Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 6 Ausgegeben Danzig, den 12. Februar 1927 


Juhalt. Geſetz betreffend die Wahlen zu den Kreistagen (S. 55). — Geſetz betreffend Abänderung zum Grund- 
wechſelſteuergeſetz vom 26. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 707) (S. 58). 


20 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend die Wahlen zu den Kreistagen. Vom 1. 2. 1927. 
Seht 

Die Kreistage werden in allgemeiner, gleicher unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grund— 
ſätzen der Verhältniswahl gewählt. Der Wahltag muß ein Sonntag oder öffentlicher Ruhetag ſein. 
Er wird durch den Senat beſtimmt. 

§ 2. 

(1) Wahlberechtigt iſt jeder Danziger männlichen oder weiblichen Geſchlechts, der am Wahltage 
das zwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, in dem Kreiſe ſeinen Wohnſitz oder ſeit mindeſtens 6 Monaten 
ſeinen Aufenthalt hat. 

(2) Wählen kann nur, wer in eine Wählerliſte oder Wählkartei eingetragen iſt. 

(1) Ausgeſchloſſen von der Ausübung des Wahlrechts iſt: 

1. wer entmündigt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen geiſtiger Gebrechen unter 
Pflegſchaft ſteht; 
2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt. 

(2) Behindert in der Ausübung ihres Wahlrechts ſind Perſonen, die wegen Geiſteskrankheit oder 
Geiſtesſchwäche in einer Heil- oder Pflegeanſtalt untergebracht find, ferner Straf- und Unterſuchungs— 
gefangene ſowie Perſonen, die infolge gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung in Verwahrung 


gehalten werden. Ausgenommen ſind Perſonen, die ſich aus politiſchen Gründen in Schutzhaft befinden. 


8 4. 

(1) Vor jeder Wahl iſt in jedem Stimmbezirke vom Gemeindevorſtande (Gutsvorſteher) eine Lifte 
der wahlberechtigten Perſonen (Wählerliſte, Wahlkartei) aufzuſtellen und ſpäteſtens vier Wochen vor dem 
Wahltage mindeſtens acht Tage lang öffentlich auszulegen. Die Gemeindebehörde gibt Ort und Zeit der 
Auslegung öffentlich bekannt und weiſt auf die Einſpruchsfriſt hin. In dieſe Liſte ſind alle diejenigen 
Perſonen einzutragen, denen ein Wahlrecht gemäß § 2 Abſatz 1 am Wahltage zuſteht. 

(2) Einſprüche ſind bis zum Ablaufe der Auslegungsfriſt bei der Gemeindebehörde anzubringen 
und innerhalb der nächſten vierzehn Tage zu erledigen. Hierauf werden die Liſten oder Karteien geſchloſſen. 


8555 
Wählbar iſt jeder Wahlberechtigte, der das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat. 
8 6. 


(1) Der Kreistag beſteht in Streifen, die 30000 oder weniger Einwohner haben, aus zwanzig 
Mitgliedern. In Kreiſen mit mehr als 30 000 Einwohnern bis zu 50 000 Einwohnern tritt für jede 
Vollzahl von 5 000 und in Kreiſen mit mehr als 50 000 Einwohnern für jede über die letztere Zahl 
überſchießende Vollzahl von 10000 Einwohnern ein Mitglied hinzu. 

(2) Die Feſtſetzung der Zahl der Kreistagsmitglieder gemäß Abſatz 1 erfolgt unter Zugrundelegung 
der Zahlen der jeweils letzten Volkszählung durch den Kreisausſchuß. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 20. 2. 1927). 


5⁵ N Ausgabe A. 


8.7. 
Der Kreis bildet einen Wahlbezirk, der ſich in Stimmbezirke rar 


8 8 8. 
5 Für die Stimmabgabe wird jeder Wahlbezirk in Stimmbegirte geteilt, die möglichſt mit den 
Gemeinden zuſammenfallen. Große Gemeinden können in mehrere Stimmbezirke zerlegt, kleine Gemeinden 
oder Teile von Gemeinden mit benachbarten Gemeinden oder Gemeindeteilen zu einem Stimmbezirk 
vereinigt werden. 
N 8 9. 

(1) Für den Wahlbezirk werden ein Wahlkommiſſar und ein Stellvertreter durch den Kreis 
ausſchuß ernannt. ö 

(2) Beim Wahlkommiſſar ſind am hn ewe Tage vor dem Wahltage die Wahlvorſchläge 


einzureichen. 
1 (3) Die Wahlvorſchläge müſſen von zehn im Wahlbezirke wahlberechtigten Perſonen unterzeichnet 
1 ſein. Die Namen der Bewerber müſſen in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt ſein. 
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(4) In den Wahtvorſchlag darf nur aufgenommen werden, wer ſeine Zuſtimmung dazu ſchriftlich 
erklärt hat. 
6) In dem einzelnen Wahlbezirk darf ein Bewerber nur einmal vorgeſchlagen werden. 


§ 10. 
(1) Für jeden Stimmbezirk wird ein Wahlvorſteher und ein Stellvertreter vom Wahlkommiſſar 
ß ernannt. 
1 (2) Der Wahlvorſteher beruft aus den Wählern des Stimmbezirks drei bis fünf Beiſitzer und 
et einen Schriftführer, der auch den Wählern eines anderen Stimmbezirkes entnommen werden kann. 
(3) Wahlvorſteher, Stellvertreter des Wahlvorſtehers, Beiſitzer und Scheiße bilden den Wahl⸗ 
vorſtand. 


& 
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(1) In jedem Wahlvorſchlage muß ein Vertrauensmann und ein Stellvertreter bezeichnet werden, 
die zur Abgabe von Erklärungen gegenüber dem Wahlkommiſſar und dem Wahlausſchuſſe bevollmächtigt ö 
ſind. Fehlt dieſe Bezeichnung, ſo gilt der erſte Unterzeichner als Vertrauensmann, der zweite als ſein 
Stellvertreter. 
(2) Erklärt mehr als die Hälfte der Unterzeichner eines Wahlvorſchlages ſchriftlich, daß der Ver⸗ 


R 
— 


. trauensmann oder ſein Stellvertreter durch einen anderen erſetzt werden ſoll, ſo tritt dieſer an die Stelle 
15 des früheren Vertrauensmannes, ſobald die Erklärung dem Wahlkommiſſar zugeht. 

5 S 12. 

1 Eine telegraphiſche Erklärung gilt als ſchriftliche Erklärung im Sinne des 8 9 Abſatz 2 und 4 und 
1 des § 11 Abſatz (2), wenn fie durch eine ſpäteſtens am vierten Tage nach Ablauf der Friſt eingegangene 


ſchriftliche Erklärung beſtätigt wird. 
$ 13. ö | 
(i) Zur Prüfung der Wahlvorſchläge wird für jeden Wahlbezirk ein Wahlausſchuß gebildet, der 
aus dem Wahlkommiſſar als Vorſitzenden und vier Beiſitzern beſteht, die dieſer aus den Wählern beruft. 
Der Wahlausſchuß beſchließt mit Stimmenmehrheit. 
e Die Wahlvorſchläge können nach ihrer Feſtſetzung nicht mehr geändert oder zurückgenommen 
werden. 
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8 14. MR 
Der Wahlkommiſſar gibt ſpäteſtens am zehnten Tage vor der Wahl die Wahlvorſchläge in der 
zugelaſſenen Form öffentlich bekannt. 
§ 15. 
(1) Der Stimmzettel darf nur Namen aus einem einzigen Wahlvorſchlag enthalten. Ein Name genügt. 
(2) An Stelle der Namen oder neben ihnen darf der Stimmzettel auch die Bezeichnung des 
Wahlvorſchlages mit dem Kennwort enthalten. Als Kennwort gilt auch der Name einer Partei. 
(3) Weitere Angaben machen den Stimmzettel ungültig. N 
§ 16. 
Wahlhandlung und Ermittlung des Wahlergebuiſses ſind öffentlich Das kin rg iſt im 
nnmittelbaren Anſchluß an die Wahlhandlung feſtzuſtelleu. 


Gewählt wird mit Stimmzettel in amtlich geſtempelten Umſchlägen. Abweſende können ſich weder 
vertreten laſſen noch ſonſt an der Wahl teilnehmen. 

a § 18. 

Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet der Wahlvorſtand mit Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit gibt der Wahlvorſteher den Ausſchlag. Nachprüfung im Wahlprüfungsverfahren 
bleibt vorbehalten. 

a 8 19 
Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes ſtellt der Wahlausſchuß feſt, wieviel gültige Stimmen 
abgegeben ſind und wieviel davon auf jeden Wahlvorſchlag entfallen. 
S 20. 
Die Abgeordnetenſitze werden auf die Bewerber nach ihrer Reihenfolge in den Wahlvorschlägen verteilt. 
§ 21. 

(1) Das Ergebnis der Wahl iſt durch den Wahlkommiſſar öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jeder Wahlberechtigte binnen vier Wochen nach der 
Bekanntmachung Einſpruch bei dem Kreisausſchuß erheben. Über den Einſpruch beſchließt der Kreistag. 
Auch im übrigen prüft der Kreistag die Gültigkeit der Wahlen von Amts wegen. Gegen den Beſchluß 
des Kreistages ſteht dem, der den Einſpruch erhoben hat und dem, deſſen Wahl für ungültig erklärt iſt, 
binnen zwei Wochen die Klage beim Bezirksausſchuß zu. 

(3) Die Klage hat im Falle der Ungültigkeitserklärung einer Wahl aufſchiebende Wirkung. Wird 
ein Beſchluß des Kreistages, durch den die Wahl eines Wahlbezirks oder die ganze Wahl für ungültig 
erklärt worden iſt, im Verwaltungsſtreitverfahren beſtätigt, jo findet auf Grund derſelben Wählerliſte 
binnen längſtens ſechs Wochen nach Rechtskraft des Urteils eine Nachwahl mit neuer Verteilung der 
Sitze gemäß 8 19 ſtatt. 

8 22. 

(1) Die Kreistagsabgeordneten werden auf vier Jahre gewählt. 

(2) Fällt eine Vorausſetzung der Wählbarkeit weg, ſo ſcheidet der Kreistagsabgeordnete aus dem 
Kreistag aus. Darüber, ob, dieſer Fall vorliegt, beſchließt im Streitfalle der Kreistag. Gegen den 
Beſchluß ſteht dem Abgeordneten binnen zwei Wochen die Klage beim Bezirksausſchuß zu. Die Klage 
hat aufſchiebende Wirkung. 

9 23. 


(1) Wenn ein Kreistagsabgeordneter die Wahl ablehnt oder während der Dauer 12 5 5 Wahlzeit 
ausſcheidet, tritt an ſeine Stelle der Bewerber, der demſelben Wahlvorſchlage angehört und nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl hinter dem Gewählten an erſter Stelle berufen iſt. Iſt ein ſolcher 
Bewerber nicht vorhanden, ſo bleibt die Stelle unbeſetzt. 

(2) Die erforderlichen Feſtſtellungen erfolgen durch den Kreisausſchuß. 

S8 24. 

Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes iſt zunächſt die Geſamtzahl der im Kreiſe abgegebenen gültigen 
Stimmen durch die Geſamtzahl der Kreistagsmitglieder zu teilen und auf dieſe Weiſe die Verteilungszahl 
feſtzuſtellen. Jedem Wahlvorſchlage werden ſoviele Sitze zugeteilt, als ſich die Zahl der für ihn 
abgegebenen Stimmen durch die Verteilungszahl voll teilen läßt. Die übrigen Sitze werden denjenigen 
Wahlvorſchlägen zugeteilt, welche die höchſte Zahl von Reſtſtimmen aufweiſen. Weiſen mehrere Wahl— 
vorſchläge die gleiche Zahl von Reſtſtimmen auf, ſo entſcheidet das Los. 

| 8 25. 

(1) Die bisherigen Kreistage find aufgelöſt, ſobald die Neuwahlen auf Grund dieſes Geſetzes 
erfolgt ſind. 

3 (2) Die Neuwahl zu den Kreistagen erfolgt an einem Sonntag in der Zeit vom 15. Mai bis 
15. Juni erſtmalig im Jahre 1927. 
8 26. 

(1) Die neugewählten Kreistage find binnen dreißig Tagen nach der Wahl zuſammenzuberufen. 

(2) Bei der erſten Tagung der Kreistage ſind Neuwahlen zum Kreisausſchuß und zu den Kreis— 
kommiſſionen vorzunehmen. Sie erfolgen nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. Im übrigen werden 
die näheren Beſtimmungen über die Wahlart durch Beſchluß des neuen Kreistages feſtgeſetzt. 

6) Wählbar zum Kreisausſchuß und den Kreiskommiſſionen iſt jeder, der zum Kreistage wählbar iſt. 

(4) Bis zu der Neuwahl (Abſatz 2) bleiben die Mitglieder des Kreisausſchuſſes und der Kreis⸗ 
kommiſſionen behufs Erledigung der laufenden Geſchäfte in ihren Amtern. 
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§ 27. 

Von den Koſten, die den Gemeinden aus den Kreistagswahlen entſtehen, werden ihnen zwei 4 
Drittel von den Kreiſen erſetzt. 


§ 28. a 
Der Senat erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen (Wahlordnung 
für die Kreistagswahlen). 
§ 20. 
(1) Das Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten die dieſem Geſetz entgegenſtehenden Vorſchriften außer Kraft. 
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Danzig, den 1. Februar 1927. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


21 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend Abänderung zum Grundwechſelſtenergeſetz vom 26. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 707). 
Vom 8. 2. 1927. 


Artikel 1. 

In $ 18 wird anſtelle von „¾“ „%,“ geſetzt. 

§ 19 Ziffer b) erhält folgende Faſſung: 

Beim Erwerbe der Abkömmlinge von den Eltern, Großeltern und entfernten Voreltern, ſowie 
beim Erwerbe der Eltern von den Kindern; den Eltern ſtehen die Stiefeltern gleich, ebenſo die Adoptiv⸗ 
eltern, wenn kein Verdacht beſteht, daß die Annahme an Kindes Statt zum Zwecke der Steuerhinter⸗ 
ziehung vorgenommen iſt. 
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Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß die geänderte Vorſchrift 
auf alle Fälle Anwendung findet, in denen die Rückgängigmachung eines Vertrages nach Veröffentlichung 
dieſes Geſetzes vorgenommen wird. 


Danzig, den 8. Februar 1927. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Volkmann. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil J Ausgabe Au. B je 2,25 G, o für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (fiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. N 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. | 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


